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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 5. 


(Nr. 9321.) Kirchengeſetz, betreffend die Ordnung des Haupt⸗-Gottesdienſtes an Sonn- und 
Feſttagen in der evangeliſch-lutheriſchen Landeskirche der Provinz Hannover. 
Vom 20. Februar 1889. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen n. 


verordnen über die Ordnung des Haupt⸗Gottesdienſtes an Sonn- und Feſttagen 
in der evangeliſch-lutheriſchen Landeskirche der Provinz Hannover unter Zu: 
ſtimmung der Landesſynode, was folgt: 


* 

Der Haupt⸗Gottesdienſt an den Sonn- und Feſttagen iſt in Zukunft gemäß 
der Ordnung einzurichten, welche von dem Landeskonſiſtorium zu Hannover in 
Stück 2 des Kirchlichen Amtsblatts für ſeinen Amtsbezirk vom 1. Februar d. J. 
veröffentlicht iſt. 

In der einzelnen Kirchengemeinde bleibt jedoch die in ihr hergebrachte 
Ordnung des Haupt⸗Gottesdienſtes bis dahin in Uebung, daß Pfarrer und 
Kirchenvorſtand übereinſtimmend beſchließen, die neue Gottesdienſtordnung ganz 
oder theilweiſe einzuführen. 

$. 2. 

Soweit die letztere Ordnung in einzelnen Theilen Verſchiedenheiten geſtattet, 
kann bei der Einführung oder ſpäter durch übereinſtimmenden Beſchluß von Pfarrer 
und Kirchenvorſtand feſtgeſtellt werden, welche der verſchiedenen Geſtaltungen als 
Ordnung für den Gottesdienſt der Gemeinde gelten ſoll. 

Eine ſolche Feſtſtellung muß bei der Einführung der Nummer 9 und der 
Nummern 13 bis 17 der Gottesdienſtordnung beſchloſſen werden zur näheren Be— 
ſtimmung des Gebrauchs, welcher in der Gemeinde von dem apoſtoliſchen oder 
nicäniſchen Glaubensbekenntniß beziehungsweiſe von der einen oder anderen der 
zwei bei den Nummern 13 bis 17 zugelaſſenen Alternativen gemacht werden ſoll. 
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Ausgegeben zu Berlin den 6. März 1889. 


. 


Ausgeſchloſſen iſt dabei jede Theilung eines unter beſonderer Nummer aufgeführten 
Stücks der Gottesdienſtordnung. 

Eine theilweiſe Einführung kann vom Landeskonſiſtorium beanſtandet werden, 
wenn die Ordnung des Gottesdienſtes dadurch ſinnwidrig geſtaltet wird. 

Die getroffene Feſtſtellung kann nur durch übereinſtimmenden Beſchluß von 
Pfarrer und Kirchenvorſtand geändert werden. 

Soweit ſolche Feſtſtellung nicht getroffen iſt, verbleibt dem Pfarrer die 
Auswahl, unbeſchadet der Befugniß der Kirchenobern, für dieſe Auswahl Vor⸗ 
ſchrift zu ertheilen. 


§. 3. 
Dem Landeskonſiſtorium bleibt es überlaffen, die durch dieſes Kirchengeſetz 


eingeführte Ordnung, ſoweit dieſelbe für den Gebrauch der Gemeinde beſtimmt 
iſt, dem Geſangbuch beizufügen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben im Schloß zu Berlin, den 20. Februar 1889. 


(. S.) Wilhelm. 
v. Goßler. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


